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Die Kündigung des Mietvertrages durch den Vermieter ist nur 
dann verbindlich, wenn er sich an die gesetzlichen Voraussetzun-
gen hält. Ein unbefristeter Vertrag kann normalerweise nur unter 
Wahrung bestimmter Fristen und mit einer gesetzlich gebilligten 
Begründung gekündigt werden. In besonderen Fällen hat der Ver-
mieter das Recht zur fristlosen Kündigung. Dieses Recht besteht 
auch, wenn ein Zeitmietvertrag vereinbart ist.

Form und Frist der Kündigung

Jede Kündigung muss schriftlich erklärt werden, § 568 BGB. Kün-
digt ein anderer (Rechtsanwalt oder Verwaltung) im Namen des 
Vermieters, so muss er eine Originalvollmacht des Vermieters bei-
fügen, es sei denn, er vertritt ihn gegenüber den Mietern schon 
seit langem. Fehlt die Vollmacht, so kann die Kündigung unverzüg-
lich (möglichst innerhalb einer Woche) schriftlich als vollmachtslos 
zurückgewiesen werden (per Einschreiben/Rückschein oder mit 
Zeugin beim Kündigenden in den Briefkasten werfen). Die Kün-
digung ist dann unwirksam, ohne dass es auf deren inhaltliche 
Begründung ankommt.

Die Kündigungsfristen für Wohnräume § 573 c BGB:

 � 3 Monate bei einer Wohndauer bis zu 5 Jahren
 � 6 Monate bei einer Wohndauer bis zu 8 Jahren
 � 9 Monate bei einer Wohndauer von mehr als 8 Jahren

Wurde in einem vor 2001 geschlossenen Mietvertrag eine Kündi-
gungsfrist von einem Jahr bei einer Wohndauer von mehr als 10 
Jahren vereinbart, kann sie in einzelnen Fällen auch nach 2001 
weiter gelten.

Entscheidend ist die tatsächliche Wohndauer. Schließen Mieter 
über eine bereits bewohnte Wohnung einen neuen Mietvertrag 
ab, so verkürzt das nicht die Kündigungsfristen! Die Kündigung 
muss zum Ende eines Monats erklärt werden. Geht sie den Mie-

tern bis zum 3. Werktag eines Monats zu, dann zählt dieser Monat bei 
der Berechnung der Frist mit. Mietvertraglich können längere Fristen 
vereinbart werden. Die Vereinbarung kürzerer Fristen ist unwirksam. 
Ist die Kündigungsfrist im Kündigungsschreiben fälschlich zu kurz be-
rechnet, dann ist die Kündigung nicht unwirksam. Sie gilt als zu dem 
Zeitpunkt erklärt, der sich bei korrekter Berechnung ergibt.

Begründung der Kündigung

Die, so genannte, ordentliche Kündigung des Vermieters ist nur wirk-
sam, wenn er ein berechtigtes Interesse an der Beendigung des 
Mietvertrages hat, § 573 BGB (Ausnahmen s. unten). Für die Wirk-
samkeit der Kündigung reicht es nicht aus, dass der Vermieter be-
rechtigte Gründe hat, er muss sie auch in der Kündigung schriftlich 
nachvollziehbar erläutern, und zwar so ausführlich, dass der Mieter 
sich darüber klar werden kann, ob er eine Chance hat, sich gegen 
die Kündigung zu wehren. Fehlt die ausführliche Begründung, so ist 
die Kündigung nicht wirksam. Ein berechtigtes Interesse an der Kün-
digung kann bestehen bei:

 � Eigenbedarf 
Der Vermieter benötigt die Wohnung zum Wohnen für sich oder 
einen Familien- bzw. Haushaltsangehörigen. Im Kündigungs-
schreiben muss erläutert werden, für wen der Eigenbedarf gel-
tend gemacht wird. Die Umstände, warum diese Person die Woh-
nung benötigt, müssen beschrieben werden. Die Wohnung muss 
sich für den angestrebten Zweck eignen (keine Einzimmerwoh-
nung für eine dreiköpfige Familie etc.). Es darf bei Abschluss des 
Mietvertrages nicht absehbar gewesen sein, dass die Bedarfs-
person die Wohnung bald benötigen wird.

 � Erhebliche Vertragsverletzung des Mieters 
Die liegt zum Beispiel bei wiederholten Verstößen gegen die 
Hausordnung wie Lärm oder bei dauernd unpünktlichen Miet-
zahlungen vor. Die Pflichtverletzung muss in der Regel vorher 
abgemahnt worden sein.

Eine erhebliche Vertragsverletzung kann auch bei Mietrückstän-
den vorliegen. Der Bundesgerichtshof geht in einem Urteil vom 
Oktober 2012 davon aus, dass schon ein Zahlungsrückstand mit 
einem Betrag in Höhe einer Monatsmiete für eine ordentliche 
Kündigung ausreichen kann. Einer ordentlichen Kündigung muss 
in der Regel keine Abmahnung vorausgehen. 

 � Hinderung an einer angemessenen wirtschaftlichen 
Verwertung 
Eine Kündigung mit dieser Begründung ist nur möglich, wenn 
der Vermieter bei Fortbestehen des Mietvertrages erhebliche 
wirtschaftliche Nachteile erleiden würde, die er im Kündigungs-
schreiben im Einzelnen erläutern muss. Nicht allein ausreichend 
ist der Wunsch, eine höhere Miete zu erzielen, der bloße Mehr-
erlös durch den Verkauf einer unvermieteten Wohnung, die Sa-
nierung oder Modernisierung der Wohnung.

 � Betriebsbedarf 
Der Vermieter benötigt die Wohnung zur Unterbringung eines 
für den Betrieb wichtigen Arbeitnehmers (Besonderheiten gel-
ten bei Werksmietwohnungen).

Diese Aufstellung umfasst nur beispielhaft die am häufigsten vor-
kommenden Kündigungsgründe. Auch andere gleichwertige Gründe 
können ein berechtigtes Interesse darstellen. In jedem Fall sollten 
bei Erhalt einer Kündigung die Einzelheiten in der Beratung geklärt 
werden!

Teilkündigung, § 573 b BGB

Der Vermieter kann mit einer Frist von drei Monaten Nebenräume 
wie Dachböden, Keller, Schuppen oder auch Gärten kündigen, wenn 
er an deren Stelle Wohnraum zum Zweck der Vermietung schaffen 
oder die vorhandenen Nebenräume bei geplantem Mietwohnungs-
neubau neu verteilen will. Die Kündigung ist nur wirksam, wenn sie 
begründet ist. Der Mieter hat keinen Anspruch auf Stellung von Er-
satzräumen, aber einen Anspruch auf Mietsenkung.

Nach dem Verkauf von in Wohnungseigentum um-
gewandelten Wohnungen gibt es zusätzliche Kün-
digungssperrfristen 
(siehe Info 13 „Umwandlung“).

Die Begründungspflicht des Vermieters gilt nicht 
bei Studentenwohnheimen, Wohnraum zu vor-
übergehendem Gebrauch, möblierten Zimmern 
innerhalb der vom Vermieter selbst bewohnten 
Wohnung und einer Einliegerwohnung.

Achtung

Achtung

Sonderfall Einliegerwohnung 

Wohnen Mieter in einem Haus mit nur zwei Wohnungen, von de-
nen die andere der Vermieter selbst bewohnt, so gilt eine Son-
derregelung (§ 573 a BGB). Weist der Vermieter in diesen Fällen 
in der Kündigung darauf hin, dass er von seinem Sonderkündi-
gungsrecht bei Einliegerwohnungen Gebrauch macht, so bedarf 
die Kündigung keiner Begründung! Lediglich die Kündigungsfrist 
verlängert sich um drei Monate. Diese Sonderregelung gilt auch 
für unmöblierten Wohnraum innerhalb der vom Vermieter selbst 
bewohnten Wohnung (das möblierte Zimmer innerhalb der vom 
Vermieter selbst bewohnten Wohnung ist vom Kündigungsschutz 
ausgeschlossen und kann mit einer Frist von 2 Wochen zum Mo-
natsende gekündigt werden (§ 573 c Absatz 3 BGB)).

Widerspruchsrecht des Mieters  
gegen die Kündigung

Auch wenn der Vermieter ein berechtigtes Interesse an der Been-
digung des Mietverhältnisses hat, können die Mieter der Kündi-
gung widersprechen, wenn das Mietende für sie oder ihre Haus-
haltsangehörigen eine unzumutbare Härte bedeuten würde, die 
auch unter Berücksichtigung der Interessen des Vermieters nicht 
zu rechtfertigen wäre, § 574 BGB. Das Mietverhältnis muss dann 
für eine angemessene Zeit fortgesetzt werden. Eine Verlänge-
rung auf unbestimmte Zeit gibt es nur in krassen Ausnahmefäl-
len. Eine unzumutbare Härte besteht nur, wenn besondere Grün-
de vorliegen wie zum Beispiel hohes Alter, schwere Erkrankung, 
Kinder, Schwangerschaft. Es reicht nicht aus, sich lediglich auf 
das allgemein knappe Wohnungsangebot zu berufen. Der Wi-
derspruch muss schriftlich erklärt werden und sollte auf beson-
deres Verlangen des Vermieters begründet werden. Wenn der 
Vermieter rechtzeitig auf die Möglichkeit des Widerspruchs hin-
weist, dann muss dieser spätestens zwei Monate vor Ende der 
Kündigungsfrist beim Vermieter eingegangen sein (z. B. Kündi-
gung zum 31.12.: Widerspruch muss zum 31.10. beim Vermie-
ter sein!). Fehlt der Hinweis des Vermieters, so kann der 
Widerspruch noch bis zum ersten Gerichtstermin in einem 

mhm-info_18.indd   2 26.02.2014   17:52:54

Titelseite, Faltblatt DIN Lang 10-Seiter

M
ie

te
r h

el
fe

n 
M

ie
te

rn
, F

al
tb

la
tt

 D
IN

 La
ng

 8
-S

ei
te

rr,
 4

-B
ru

ch
-L

ep
or

el
lo

fa
lz

 , B
un

d 
lin

ks
, g

ef
al

zt
es

 E
nd

fo
rm

at
 1

05
 x

 2
10

 m
m

, o
ff e

n 
51

9 
x 

21
0 

m
m

 

©
 Ja

na
 M

ad
le

 | 
pi

x 
&

 p
in

se
l ·

 A
ge

nt
ur

 fü
r K

om
m

un
ik

at
io

ns
de

si
gn

 · +
49

 (0
)4

10
7-

33
0 

11
0 

· m
ad

le
@

pi
xu

nd
pi

ns
el

.d
e

105 mm

Innenseite 9 Rück- / Außenseite 10

103 mm 105 mm

Innenseite 8

103 mm

Innenseite 7

103 mm

Hamburger
Mieterverein e. V.

©
 L

ay
ou

t J
an

a 
M

ad
le

 | 
pi

x 
& 

pi
ns

el
 . 

w
w

w.
pi

xu
nd

pi
ns

el
.d

e 
©

 F
ot

os
 fo

to
lia

.c
om

Kündigung
durch den Vermieter
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Räumungsprozess erklärt werden. Muster für einen Widerspruch 
gibt es in der Geschäftsstelle von MhM. Das Widerspruchsschrei-
ben sollte immer per Einschreiben/Rückschein verschickt wer-
den oder in Gegenwart eines Zeugen beim Vermieter abgege-
ben werden. Den Zugang des Schreibens müssen im Zweifel die 
Mieter beweisen!

Fristlose Kündigung durch den Vermieter

Die fristlose Kündigung kann von einem Tag auf den anderen 
erklärt werden. Schriftlich muss auch sie sein. Der Vermieter 
muss eine fristlose Kündigung nach § 569 Abs. 4 BGB ebenfalls 
begründen. 

Das Mietverhältnis kann fristlos gekündigt werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, der so gravierend ist, dass dem Kün-
digenden die Fortsetzung des Vertrages bis zum Ablauf der re-
gulären Kündigungsfrist bzw. bis zum Mietende nicht zugemu-
tet werden kann. 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor bei:

 � Erhebliche Vertragsverletzung, §§ 543, 569 BGB
Einer vorherigen Abmahnung bedarf es bei einem schweren 
Vertragsverstoß wie zum Beispiel bei Bedrohung oder schwe-
rer Beleidigung des Vermieters nicht. Eine fristlose Kündigung 

dagegen wegen unpünktlicher Mietzahlungen oder Ruhestörun-
gen darf in der Regel nur nach vorheriger Abmahnung ausge-
sprochen werden.

 � Vertragswidrige Nutzung der Wohnung, § 543 BGB 
Diese liegt vor, wenn Mieter trotz Abmahnung die Wohnung in 
einer vertraglich nicht vereinbarten Weise nutzen. Dies ist zum 
Beispiel der Fall bei unzulässiger Untervermietung, wenn kein 
Anspruch auf Erteilung einer Untermieterlaubnis besteht, oder 
in bestimmten Fällen der gewerblichen Nutzung der Wohnung. 
Eine vertragswidrige Nutzung liegt auch vor, wenn Mieter die 
Mieträume durch Vernachlässigung gefährden.

 � Zahlungsverzug, §§ 543, 569 BGB 
Ein zur Kündigung berechtigender Mietrückstand besteht, wenn 
entweder ein Betrag von mehr als einer Monatsmiete offen ist, 
der sich aus zwei aufeinander folgenden Monaten ergibt, oder 
ein Betrag von zwei Monatsmieten offen ist, der sich über ei-
nen Zeitraum von mehr als zwei Monaten angesammelt hat. 
Berechnet wird hier die Gesamtmiete inklusive der Nebenkos-
tenvorauszahlungen. Nachforderungen des Vermieters aus Ne-
benkostenabrechnungen werden bei der Berechnung des Miet-
rückstandes nicht berücksichtigt. Auch wenn der Mieter mit der 
Kautionszahlung im Rückstand ist (hier reicht ein Rückstand in 
Höhe von zwei Nettokaltmieten), kann eine fristlose Kündigung 
ausgesprochen werden.

Ein Zahlungsrückstand besteht nicht, wenn die Miete zu Recht ge-
mindert wurde. Wenn der Minderungsbetrag zu hoch angesetzt wur-
de, darf der Vermieter nur kündigen, wenn der Minderungsbetrag 
weit überhöht ist. Die geminderten Beträge sollten nicht ausgegeben 

werden, um im Streitfall vorsorglich eine Schonfristzahlung leisten 
zu können (s. u.). Eine Minderung sollte nie ohne ein vorheriges Be-
ratungsgespräch durchgeführt und bei längeren Minderungszeiträu-
men immer wieder von unseren Experten überprüft werden.

Der Vermieter kann auch dann kündigen, wenn der Rückstand durch 
eine nicht gezahlte Mieterhöhung wegen Modernisierung oder nicht 
gezahlte Vorauszahlungserhöhung nach einer Abrechnung zustande 
kommt. Daher gilt: unbedingt beraten lassen und bei erheblichen 
Erhöhungsbeträgen lieber unter Vorbehalt zahlen und ggf. die Zu-
lässigkeit einer Mieterhöhung gerichtlich prüfen lassen. 

Bei einer Mietanhebung aufgrund des Mietenspiegels besteht keine 
Gefahr bei Nichtzahlung. Der Vermieter muss auf Zahlung der er-
höhten Miete oder auf Zustimmung zur Mieterhöhung klagen. Erst 
wenn Mieter rechtskräftig zur Zahlung der Mieterhöhung verurteilt 
wurden und trotzdem nicht zahlen, kann der Vermieter wegen der 
Rückstände kündigen.

Schonfristzahlung

Die fristlose Kündigung wegen Zahlungsverzuges wird unwirksam, 
wenn der gesamte Mietrückstand, der bis zu diesem Zeitpunkt aufge-
laufen ist, bis spätestens zwei Monate nach Erhalt einer Räumungs-
klage gezahlt wird oder sich die zuständige Behörde verpfl ichtet, 
die Mieten zu zahlen. Vorsicht: Werden auch nur unerhebliche Teil-
rückstände nicht beglichen, so bleibt die Kündigung trotz Zahlung 
wirksam! Zuständig für die Unterstützung von Mietern, die diese 
so genannte Schonfristzahlung nicht selbst leisten können, sind in 
Hamburg die Fachstellen für Wohnungsnotfälle. Die Adressen erfah-
ren Sie in der Geschäftsstelle von MhM. Die Abwehr einer fristlosen 

Kündigung durch Zahlung ist nur einmal innerhalb von zwei Jahren 
zulässig. Kommt es innerhalb von zwei Jahren erneut zu einer wirk-
samen Kündigung wegen Zahlungsverzuges, dann bleibt diese wirk-
sam, auch wenn die Rückstände bezahlt werden.

Räumungsklage

Ist die Kündigungsfrist abgelaufen, so darf der Vermieter nicht etwa 
die Wohnung ausräumen. Ziehen die Mieter nicht aus, so kann er seine 
Kündigung nur durchsetzen, wenn er beim zuständigen Amtsgericht 
eine Räumungsklage einreicht. Das Gericht überprüft dann die Wirk-
samkeit der Kündigung. Erklärt es sie für wirksam, so kann dennoch 
von den Mietern eine Räumungsfrist beantragt werden, die bis zu ei-
nem Jahr (Ausnahmefall!) betragen kann. Aufgrund der komplizierten 
Sachlage ist es dringend zu empfehlen, sich vor Gericht anwaltlich 
vertreten zu lassen. Weil die Kosten eines Räumungsprozesses sehr 
hoch sein können, empfi ehlt MhM den rechtzeitigen Abschluss einer 
Prozesskostenrechtsschutzversicherung.

Stand 02 / 2014

Diese Information ersetzt keine Rechtsberatung. 
Beratungszeiten und Mitgliedsbedingungen erfahren 
Sie unter: 040 / 431 394 - 0

Mieter helfen Mietern
Hamburger Mieterverein e. V.
Bartelsstraße 30
20357 Hamburg 
Fon 040 / 431 394 - 0
Fax 040 / 431 394 - 44
info@mhmhamburg.de

www.mhmhamburg.de
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Die Kündigung des Mietvertrages durch den Vermieter ist nur 
dann verbindlich, wenn er sich an die gesetzlichen Voraussetzun-
gen hält. Ein unbefristeter Vertrag kann normalerweise nur unter 
Wahrung bestimmter Fristen und mit einer gesetzlich gebilligten 
Begründung gekündigt werden. In besonderen Fällen hat der Ver-
mieter das Recht zur fristlosen Kündigung. Dieses Recht besteht 
auch, wenn ein Zeitmietvertrag vereinbart ist.

Form und Frist der Kündigung

Jede Kündigung muss schriftlich erklärt werden, § 568 BGB. Kün-
digt ein anderer (Rechtsanwalt oder Verwaltung) im Namen des 
Vermieters, so muss er eine Originalvollmacht des Vermieters bei-
fügen, es sei denn, er vertritt ihn gegenüber den Mietern schon 
seit langem. Fehlt die Vollmacht, so kann die Kündigung unverzüg-
lich (möglichst innerhalb einer Woche) schriftlich als vollmachtslos 
zurückgewiesen werden (per Einschreiben/Rückschein oder mit 
Zeugin beim Kündigenden in den Briefkasten werfen). Die Kün-
digung ist dann unwirksam, ohne dass es auf deren inhaltliche 
Begründung ankommt.

Die Kündigungsfristen für Wohnräume § 573 c BGB:

 � 3 Monate bei einer Wohndauer bis zu 5 Jahren
 � 6 Monate bei einer Wohndauer bis zu 8 Jahren
 � 9 Monate bei einer Wohndauer von mehr als 8 Jahren

Wurde in einem vor 2001 geschlossenen Mietvertrag eine Kündi-
gungsfrist von einem Jahr bei einer Wohndauer von mehr als 10 
Jahren vereinbart, kann sie in einzelnen Fällen auch nach 2001 
weiter gelten.

Entscheidend ist die tatsächliche Wohndauer. Schließen Mieter 
über eine bereits bewohnte Wohnung einen neuen Mietvertrag 
ab, so verkürzt das nicht die Kündigungsfristen! Die Kündigung 
muss zum Ende eines Monats erklärt werden. Geht sie den Mie-

tern bis zum 3. Werktag eines Monats zu, dann zählt dieser Monat bei 
der Berechnung der Frist mit. Mietvertraglich können längere Fristen 
vereinbart werden. Die Vereinbarung kürzerer Fristen ist unwirksam. 
Ist die Kündigungsfrist im Kündigungsschreiben fälschlich zu kurz be-
rechnet, dann ist die Kündigung nicht unwirksam. Sie gilt als zu dem 
Zeitpunkt erklärt, der sich bei korrekter Berechnung ergibt.

Begründung der Kündigung

Die, so genannte, ordentliche Kündigung des Vermieters ist nur wirk-
sam, wenn er ein berechtigtes Interesse an der Beendigung des 
Mietvertrages hat, § 573 BGB (Ausnahmen s. unten). Für die Wirk-
samkeit der Kündigung reicht es nicht aus, dass der Vermieter be-
rechtigte Gründe hat, er muss sie auch in der Kündigung schriftlich 
nachvollziehbar erläutern, und zwar so ausführlich, dass der Mieter 
sich darüber klar werden kann, ob er eine Chance hat, sich gegen 
die Kündigung zu wehren. Fehlt die ausführliche Begründung, so ist 
die Kündigung nicht wirksam. Ein berechtigtes Interesse an der Kün-
digung kann bestehen bei:

 � Eigenbedarf 
Der Vermieter benötigt die Wohnung zum Wohnen für sich oder 
einen Familien- bzw. Haushaltsangehörigen. Im Kündigungs-
schreiben muss erläutert werden, für wen der Eigenbedarf gel-
tend gemacht wird. Die Umstände, warum diese Person die Woh-
nung benötigt, müssen beschrieben werden. Die Wohnung muss 
sich für den angestrebten Zweck eignen (keine Einzimmerwoh-
nung für eine dreiköpfige Familie etc.). Es darf bei Abschluss des 
Mietvertrages nicht absehbar gewesen sein, dass die Bedarfs-
person die Wohnung bald benötigen wird.

 � Erhebliche Vertragsverletzung des Mieters 
Die liegt zum Beispiel bei wiederholten Verstößen gegen die 
Hausordnung wie Lärm oder bei dauernd unpünktlichen Miet-
zahlungen vor. Die Pflichtverletzung muss in der Regel vorher 
abgemahnt worden sein.

Eine erhebliche Vertragsverletzung kann auch bei Mietrückstän-
den vorliegen. Der Bundesgerichtshof geht in einem Urteil vom 
Oktober 2012 davon aus, dass schon ein Zahlungsrückstand mit 
einem Betrag in Höhe einer Monatsmiete für eine ordentliche 
Kündigung ausreichen kann. Einer ordentlichen Kündigung muss 
in der Regel keine Abmahnung vorausgehen. 

 � Hinderung an einer angemessenen wirtschaftlichen 
Verwertung 
Eine Kündigung mit dieser Begründung ist nur möglich, wenn 
der Vermieter bei Fortbestehen des Mietvertrages erhebliche 
wirtschaftliche Nachteile erleiden würde, die er im Kündigungs-
schreiben im Einzelnen erläutern muss. Nicht allein ausreichend 
ist der Wunsch, eine höhere Miete zu erzielen, der bloße Mehr-
erlös durch den Verkauf einer unvermieteten Wohnung, die Sa-
nierung oder Modernisierung der Wohnung.

 � Betriebsbedarf 
Der Vermieter benötigt die Wohnung zur Unterbringung eines 
für den Betrieb wichtigen Arbeitnehmers (Besonderheiten gel-
ten bei Werksmietwohnungen).

Diese Aufstellung umfasst nur beispielhaft die am häufigsten vor-
kommenden Kündigungsgründe. Auch andere gleichwertige Gründe 
können ein berechtigtes Interesse darstellen. In jedem Fall sollten 
bei Erhalt einer Kündigung die Einzelheiten in der Beratung geklärt 
werden!

Teilkündigung, § 573 b BGB

Der Vermieter kann mit einer Frist von drei Monaten Nebenräume 
wie Dachböden, Keller, Schuppen oder auch Gärten kündigen, wenn 
er an deren Stelle Wohnraum zum Zweck der Vermietung schaffen 
oder die vorhandenen Nebenräume bei geplantem Mietwohnungs-
neubau neu verteilen will. Die Kündigung ist nur wirksam, wenn sie 
begründet ist. Der Mieter hat keinen Anspruch auf Stellung von Er-
satzräumen, aber einen Anspruch auf Mietsenkung.

Nach dem Verkauf von in Wohnungseigentum um-
gewandelten Wohnungen gibt es zusätzliche Kün-
digungssperrfristen 
(siehe Info 13 „Umwandlung“).

Die Begründungspflicht des Vermieters gilt nicht 
bei Studentenwohnheimen, Wohnraum zu vor-
übergehendem Gebrauch, möblierten Zimmern 
innerhalb der vom Vermieter selbst bewohnten 
Wohnung und einer Einliegerwohnung.

Achtung

Achtung

Sonderfall Einliegerwohnung 

Wohnen Mieter in einem Haus mit nur zwei Wohnungen, von de-
nen die andere der Vermieter selbst bewohnt, so gilt eine Son-
derregelung (§ 573 a BGB). Weist der Vermieter in diesen Fällen 
in der Kündigung darauf hin, dass er von seinem Sonderkündi-
gungsrecht bei Einliegerwohnungen Gebrauch macht, so bedarf 
die Kündigung keiner Begründung! Lediglich die Kündigungsfrist 
verlängert sich um drei Monate. Diese Sonderregelung gilt auch 
für unmöblierten Wohnraum innerhalb der vom Vermieter selbst 
bewohnten Wohnung (das möblierte Zimmer innerhalb der vom 
Vermieter selbst bewohnten Wohnung ist vom Kündigungsschutz 
ausgeschlossen und kann mit einer Frist von 2 Wochen zum Mo-
natsende gekündigt werden (§ 573 c Absatz 3 BGB)).

Widerspruchsrecht des Mieters  
gegen die Kündigung

Auch wenn der Vermieter ein berechtigtes Interesse an der Been-
digung des Mietverhältnisses hat, können die Mieter der Kündi-
gung widersprechen, wenn das Mietende für sie oder ihre Haus-
haltsangehörigen eine unzumutbare Härte bedeuten würde, die 
auch unter Berücksichtigung der Interessen des Vermieters nicht 
zu rechtfertigen wäre, § 574 BGB. Das Mietverhältnis muss dann 
für eine angemessene Zeit fortgesetzt werden. Eine Verlänge-
rung auf unbestimmte Zeit gibt es nur in krassen Ausnahmefäl-
len. Eine unzumutbare Härte besteht nur, wenn besondere Grün-
de vorliegen wie zum Beispiel hohes Alter, schwere Erkrankung, 
Kinder, Schwangerschaft. Es reicht nicht aus, sich lediglich auf 
das allgemein knappe Wohnungsangebot zu berufen. Der Wi-
derspruch muss schriftlich erklärt werden und sollte auf beson-
deres Verlangen des Vermieters begründet werden. Wenn der 
Vermieter rechtzeitig auf die Möglichkeit des Widerspruchs hin-
weist, dann muss dieser spätestens zwei Monate vor Ende der 
Kündigungsfrist beim Vermieter eingegangen sein (z. B. Kündi-
gung zum 31.12.: Widerspruch muss zum 31.10. beim Vermie-
ter sein!). Fehlt der Hinweis des Vermieters, so kann der 
Widerspruch noch bis zum ersten Gerichtstermin in einem 
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Die Kündigung des Mietvertrages durch den Vermieter ist nur 
dann verbindlich, wenn er sich an die gesetzlichen Voraussetzun-
gen hält. Ein unbefristeter Vertrag kann normalerweise nur unter 
Wahrung bestimmter Fristen und mit einer gesetzlich gebilligten 
Begründung gekündigt werden. In besonderen Fällen hat der Ver-
mieter das Recht zur fristlosen Kündigung. Dieses Recht besteht 
auch, wenn ein Zeitmietvertrag vereinbart ist.

Form und Frist der Kündigung

Jede Kündigung muss schriftlich erklärt werden, § 568 BGB. Kün-
digt ein anderer (Rechtsanwalt oder Verwaltung) im Namen des 
Vermieters, so muss er eine Originalvollmacht des Vermieters bei-
fügen, es sei denn, er vertritt ihn gegenüber den Mietern schon 
seit langem. Fehlt die Vollmacht, so kann die Kündigung unverzüg-
lich (möglichst innerhalb einer Woche) schriftlich als vollmachtslos 
zurückgewiesen werden (per Einschreiben/Rückschein oder mit 
Zeugin beim Kündigenden in den Briefkasten werfen). Die Kün-
digung ist dann unwirksam, ohne dass es auf deren inhaltliche 
Begründung ankommt.

Die Kündigungsfristen für Wohnräume § 573 c BGB:

 � 3 Monate bei einer Wohndauer bis zu 5 Jahren
 � 6 Monate bei einer Wohndauer bis zu 8 Jahren
 � 9 Monate bei einer Wohndauer von mehr als 8 Jahren

Wurde in einem vor 2001 geschlossenen Mietvertrag eine Kündi-
gungsfrist von einem Jahr bei einer Wohndauer von mehr als 10 
Jahren vereinbart, kann sie in einzelnen Fällen auch nach 2001 
weiter gelten.

Entscheidend ist die tatsächliche Wohndauer. Schließen Mieter 
über eine bereits bewohnte Wohnung einen neuen Mietvertrag 
ab, so verkürzt das nicht die Kündigungsfristen! Die Kündigung 
muss zum Ende eines Monats erklärt werden. Geht sie den Mie-

tern bis zum 3. Werktag eines Monats zu, dann zählt dieser Monat bei 
der Berechnung der Frist mit. Mietvertraglich können längere Fristen 
vereinbart werden. Die Vereinbarung kürzerer Fristen ist unwirksam. 
Ist die Kündigungsfrist im Kündigungsschreiben fälschlich zu kurz be-
rechnet, dann ist die Kündigung nicht unwirksam. Sie gilt als zu dem 
Zeitpunkt erklärt, der sich bei korrekter Berechnung ergibt.

Begründung der Kündigung

Die, so genannte, ordentliche Kündigung des Vermieters ist nur wirk-
sam, wenn er ein berechtigtes Interesse an der Beendigung des 
Mietvertrages hat, § 573 BGB (Ausnahmen s. unten). Für die Wirk-
samkeit der Kündigung reicht es nicht aus, dass der Vermieter be-
rechtigte Gründe hat, er muss sie auch in der Kündigung schriftlich 
nachvollziehbar erläutern, und zwar so ausführlich, dass der Mieter 
sich darüber klar werden kann, ob er eine Chance hat, sich gegen 
die Kündigung zu wehren. Fehlt die ausführliche Begründung, so ist 
die Kündigung nicht wirksam. Ein berechtigtes Interesse an der Kün-
digung kann bestehen bei:

 � Eigenbedarf 
Der Vermieter benötigt die Wohnung zum Wohnen für sich oder 
einen Familien- bzw. Haushaltsangehörigen. Im Kündigungs-
schreiben muss erläutert werden, für wen der Eigenbedarf gel-
tend gemacht wird. Die Umstände, warum diese Person die Woh-
nung benötigt, müssen beschrieben werden. Die Wohnung muss 
sich für den angestrebten Zweck eignen (keine Einzimmerwoh-
nung für eine dreiköpfige Familie etc.). Es darf bei Abschluss des 
Mietvertrages nicht absehbar gewesen sein, dass die Bedarfs-
person die Wohnung bald benötigen wird.

 � Erhebliche Vertragsverletzung des Mieters 
Die liegt zum Beispiel bei wiederholten Verstößen gegen die 
Hausordnung wie Lärm oder bei dauernd unpünktlichen Miet-
zahlungen vor. Die Pflichtverletzung muss in der Regel vorher 
abgemahnt worden sein.

Eine erhebliche Vertragsverletzung kann auch bei Mietrückstän-
den vorliegen. Der Bundesgerichtshof geht in einem Urteil vom 
Oktober 2012 davon aus, dass schon ein Zahlungsrückstand mit 
einem Betrag in Höhe einer Monatsmiete für eine ordentliche 
Kündigung ausreichen kann. Einer ordentlichen Kündigung muss 
in der Regel keine Abmahnung vorausgehen. 

 � Hinderung an einer angemessenen wirtschaftlichen 
Verwertung 
Eine Kündigung mit dieser Begründung ist nur möglich, wenn 
der Vermieter bei Fortbestehen des Mietvertrages erhebliche 
wirtschaftliche Nachteile erleiden würde, die er im Kündigungs-
schreiben im Einzelnen erläutern muss. Nicht allein ausreichend 
ist der Wunsch, eine höhere Miete zu erzielen, der bloße Mehr-
erlös durch den Verkauf einer unvermieteten Wohnung, die Sa-
nierung oder Modernisierung der Wohnung.

 � Betriebsbedarf 
Der Vermieter benötigt die Wohnung zur Unterbringung eines 
für den Betrieb wichtigen Arbeitnehmers (Besonderheiten gel-
ten bei Werksmietwohnungen).

Diese Aufstellung umfasst nur beispielhaft die am häufigsten vor-
kommenden Kündigungsgründe. Auch andere gleichwertige Gründe 
können ein berechtigtes Interesse darstellen. In jedem Fall sollten 
bei Erhalt einer Kündigung die Einzelheiten in der Beratung geklärt 
werden!

Teilkündigung, § 573 b BGB

Der Vermieter kann mit einer Frist von drei Monaten Nebenräume 
wie Dachböden, Keller, Schuppen oder auch Gärten kündigen, wenn 
er an deren Stelle Wohnraum zum Zweck der Vermietung schaffen 
oder die vorhandenen Nebenräume bei geplantem Mietwohnungs-
neubau neu verteilen will. Die Kündigung ist nur wirksam, wenn sie 
begründet ist. Der Mieter hat keinen Anspruch auf Stellung von Er-
satzräumen, aber einen Anspruch auf Mietsenkung.

Nach dem Verkauf von in Wohnungseigentum um-
gewandelten Wohnungen gibt es zusätzliche Kün-
digungssperrfristen 
(siehe Info 13 „Umwandlung“).

Die Begründungspflicht des Vermieters gilt nicht 
bei Studentenwohnheimen, Wohnraum zu vor-
übergehendem Gebrauch, möblierten Zimmern 
innerhalb der vom Vermieter selbst bewohnten 
Wohnung und einer Einliegerwohnung.

Achtung

Achtung

Sonderfall Einliegerwohnung 

Wohnen Mieter in einem Haus mit nur zwei Wohnungen, von de-
nen die andere der Vermieter selbst bewohnt, so gilt eine Son-
derregelung (§ 573 a BGB). Weist der Vermieter in diesen Fällen 
in der Kündigung darauf hin, dass er von seinem Sonderkündi-
gungsrecht bei Einliegerwohnungen Gebrauch macht, so bedarf 
die Kündigung keiner Begründung! Lediglich die Kündigungsfrist 
verlängert sich um drei Monate. Diese Sonderregelung gilt auch 
für unmöblierten Wohnraum innerhalb der vom Vermieter selbst 
bewohnten Wohnung (das möblierte Zimmer innerhalb der vom 
Vermieter selbst bewohnten Wohnung ist vom Kündigungsschutz 
ausgeschlossen und kann mit einer Frist von 2 Wochen zum Mo-
natsende gekündigt werden (§ 573 c Absatz 3 BGB)).

Widerspruchsrecht des Mieters  
gegen die Kündigung

Auch wenn der Vermieter ein berechtigtes Interesse an der Been-
digung des Mietverhältnisses hat, können die Mieter der Kündi-
gung widersprechen, wenn das Mietende für sie oder ihre Haus-
haltsangehörigen eine unzumutbare Härte bedeuten würde, die 
auch unter Berücksichtigung der Interessen des Vermieters nicht 
zu rechtfertigen wäre, § 574 BGB. Das Mietverhältnis muss dann 
für eine angemessene Zeit fortgesetzt werden. Eine Verlänge-
rung auf unbestimmte Zeit gibt es nur in krassen Ausnahmefäl-
len. Eine unzumutbare Härte besteht nur, wenn besondere Grün-
de vorliegen wie zum Beispiel hohes Alter, schwere Erkrankung, 
Kinder, Schwangerschaft. Es reicht nicht aus, sich lediglich auf 
das allgemein knappe Wohnungsangebot zu berufen. Der Wi-
derspruch muss schriftlich erklärt werden und sollte auf beson-
deres Verlangen des Vermieters begründet werden. Wenn der 
Vermieter rechtzeitig auf die Möglichkeit des Widerspruchs hin-
weist, dann muss dieser spätestens zwei Monate vor Ende der 
Kündigungsfrist beim Vermieter eingegangen sein (z. B. Kündi-
gung zum 31.12.: Widerspruch muss zum 31.10. beim Vermie-
ter sein!). Fehlt der Hinweis des Vermieters, so kann der 
Widerspruch noch bis zum ersten Gerichtstermin in einem 
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Kündigung
durch den Vermieter
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Räumungsprozess erklärt werden. Muster für einen Widerspruch 
gibt es in der Geschäftsstelle von MhM. Das Widerspruchsschrei-
ben sollte immer per Einschreiben/Rückschein verschickt wer-
den oder in Gegenwart eines Zeugen beim Vermieter abgege-
ben werden. Den Zugang des Schreibens müssen im Zweifel die 
Mieter beweisen!

Fristlose Kündigung durch den Vermieter

Die fristlose Kündigung kann von einem Tag auf den anderen 
erklärt werden. Schriftlich muss auch sie sein. Der Vermieter 
muss eine fristlose Kündigung nach § 569 Abs. 4 BGB ebenfalls 
begründen. 

Das Mietverhältnis kann fristlos gekündigt werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, der so gravierend ist, dass dem Kün-
digenden die Fortsetzung des Vertrages bis zum Ablauf der re-
gulären Kündigungsfrist bzw. bis zum Mietende nicht zugemu-
tet werden kann. 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor bei:

 � Erhebliche Vertragsverletzung, §§ 543, 569 BGB
Einer vorherigen Abmahnung bedarf es bei einem schweren 
Vertragsverstoß wie zum Beispiel bei Bedrohung oder schwe-
rer Beleidigung des Vermieters nicht. Eine fristlose Kündigung 

dagegen wegen unpünktlicher Mietzahlungen oder Ruhestörun-
gen darf in der Regel nur nach vorheriger Abmahnung ausge-
sprochen werden.

 � Vertragswidrige Nutzung der Wohnung, § 543 BGB 
Diese liegt vor, wenn Mieter trotz Abmahnung die Wohnung in 
einer vertraglich nicht vereinbarten Weise nutzen. Dies ist zum 
Beispiel der Fall bei unzulässiger Untervermietung, wenn kein 
Anspruch auf Erteilung einer Untermieterlaubnis besteht, oder 
in bestimmten Fällen der gewerblichen Nutzung der Wohnung. 
Eine vertragswidrige Nutzung liegt auch vor, wenn Mieter die 
Mieträume durch Vernachlässigung gefährden.

 � Zahlungsverzug, §§ 543, 569 BGB 
Ein zur Kündigung berechtigender Mietrückstand besteht, wenn 
entweder ein Betrag von mehr als einer Monatsmiete offen ist, 
der sich aus zwei aufeinander folgenden Monaten ergibt, oder 
ein Betrag von zwei Monatsmieten offen ist, der sich über ei-
nen Zeitraum von mehr als zwei Monaten angesammelt hat. 
Berechnet wird hier die Gesamtmiete inklusive der Nebenkos-
tenvorauszahlungen. Nachforderungen des Vermieters aus Ne-
benkostenabrechnungen werden bei der Berechnung des Miet-
rückstandes nicht berücksichtigt. Auch wenn der Mieter mit der 
Kautionszahlung im Rückstand ist (hier reicht ein Rückstand in 
Höhe von zwei Nettokaltmieten), kann eine fristlose Kündigung 
ausgesprochen werden.

Ein Zahlungsrückstand besteht nicht, wenn die Miete zu Recht ge-
mindert wurde. Wenn der Minderungsbetrag zu hoch angesetzt wur-
de, darf der Vermieter nur kündigen, wenn der Minderungsbetrag 
weit überhöht ist. Die geminderten Beträge sollten nicht ausgegeben 

werden, um im Streitfall vorsorglich eine Schonfristzahlung leisten 
zu können (s. u.). Eine Minderung sollte nie ohne ein vorheriges Be-
ratungsgespräch durchgeführt und bei längeren Minderungszeiträu-
men immer wieder von unseren Experten überprüft werden.

Der Vermieter kann auch dann kündigen, wenn der Rückstand durch 
eine nicht gezahlte Mieterhöhung wegen Modernisierung oder nicht 
gezahlte Vorauszahlungserhöhung nach einer Abrechnung zustande 
kommt. Daher gilt: unbedingt beraten lassen und bei erheblichen 
Erhöhungsbeträgen lieber unter Vorbehalt zahlen und ggf. die Zu-
lässigkeit einer Mieterhöhung gerichtlich prüfen lassen. 

Bei einer Mietanhebung aufgrund des Mietenspiegels besteht keine 
Gefahr bei Nichtzahlung. Der Vermieter muss auf Zahlung der er-
höhten Miete oder auf Zustimmung zur Mieterhöhung klagen. Erst 
wenn Mieter rechtskräftig zur Zahlung der Mieterhöhung verurteilt 
wurden und trotzdem nicht zahlen, kann der Vermieter wegen der 
Rückstände kündigen.

Schonfristzahlung

Die fristlose Kündigung wegen Zahlungsverzuges wird unwirksam, 
wenn der gesamte Mietrückstand, der bis zu diesem Zeitpunkt aufge-
laufen ist, bis spätestens zwei Monate nach Erhalt einer Räumungs-
klage gezahlt wird oder sich die zuständige Behörde verpfl ichtet, 
die Mieten zu zahlen. Vorsicht: Werden auch nur unerhebliche Teil-
rückstände nicht beglichen, so bleibt die Kündigung trotz Zahlung 
wirksam! Zuständig für die Unterstützung von Mietern, die diese 
so genannte Schonfristzahlung nicht selbst leisten können, sind in 
Hamburg die Fachstellen für Wohnungsnotfälle. Die Adressen erfah-
ren Sie in der Geschäftsstelle von MhM. Die Abwehr einer fristlosen 

Kündigung durch Zahlung ist nur einmal innerhalb von zwei Jahren 
zulässig. Kommt es innerhalb von zwei Jahren erneut zu einer wirk-
samen Kündigung wegen Zahlungsverzuges, dann bleibt diese wirk-
sam, auch wenn die Rückstände bezahlt werden.

Räumungsklage

Ist die Kündigungsfrist abgelaufen, so darf der Vermieter nicht etwa 
die Wohnung ausräumen. Ziehen die Mieter nicht aus, so kann er seine 
Kündigung nur durchsetzen, wenn er beim zuständigen Amtsgericht 
eine Räumungsklage einreicht. Das Gericht überprüft dann die Wirk-
samkeit der Kündigung. Erklärt es sie für wirksam, so kann dennoch 
von den Mietern eine Räumungsfrist beantragt werden, die bis zu ei-
nem Jahr (Ausnahmefall!) betragen kann. Aufgrund der komplizierten 
Sachlage ist es dringend zu empfehlen, sich vor Gericht anwaltlich 
vertreten zu lassen. Weil die Kosten eines Räumungsprozesses sehr 
hoch sein können, empfi ehlt MhM den rechtzeitigen Abschluss einer 
Prozesskostenrechtsschutzversicherung.

Stand 02 / 2014

Diese Information ersetzt keine Rechtsberatung. 
Beratungszeiten und Mitgliedsbedingungen erfahren 
Sie unter: 040 / 431 394 - 0

Mieter helfen Mietern
Hamburger Mieterverein e. V.
Bartelsstraße 30
20357 Hamburg 
Fon 040 / 431 394 - 0
Fax 040 / 431 394 - 44
info@mhmhamburg.de

www.mhmhamburg.de
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Räumungsprozess erklärt werden. Muster für einen Widerspruch 
gibt es in der Geschäftsstelle von MhM. Das Widerspruchsschrei-
ben sollte immer per Einschreiben/Rückschein verschickt wer-
den oder in Gegenwart eines Zeugen beim Vermieter abgege-
ben werden. Den Zugang des Schreibens müssen im Zweifel die 
Mieter beweisen!

Fristlose Kündigung durch den Vermieter

Die fristlose Kündigung kann von einem Tag auf den anderen 
erklärt werden. Schriftlich muss auch sie sein. Der Vermieter 
muss eine fristlose Kündigung nach § 569 Abs. 4 BGB ebenfalls 
begründen. 

Das Mietverhältnis kann fristlos gekündigt werden, wenn ein 
wichtiger Grund vorliegt, der so gravierend ist, dass dem Kün-
digenden die Fortsetzung des Vertrages bis zum Ablauf der re-
gulären Kündigungsfrist bzw. bis zum Mietende nicht zugemu-
tet werden kann. 

Ein wichtiger Grund liegt insbesondere vor bei:

 � Erhebliche Vertragsverletzung, §§ 543, 569 BGB
Einer vorherigen Abmahnung bedarf es bei einem schweren 
Vertragsverstoß wie zum Beispiel bei Bedrohung oder schwe-
rer Beleidigung des Vermieters nicht. Eine fristlose Kündigung 

dagegen wegen unpünktlicher Mietzahlungen oder Ruhestörun-
gen darf in der Regel nur nach vorheriger Abmahnung ausge-
sprochen werden.

 � Vertragswidrige Nutzung der Wohnung, § 543 BGB 
Diese liegt vor, wenn Mieter trotz Abmahnung die Wohnung in 
einer vertraglich nicht vereinbarten Weise nutzen. Dies ist zum 
Beispiel der Fall bei unzulässiger Untervermietung, wenn kein 
Anspruch auf Erteilung einer Untermieterlaubnis besteht, oder 
in bestimmten Fällen der gewerblichen Nutzung der Wohnung. 
Eine vertragswidrige Nutzung liegt auch vor, wenn Mieter die 
Mieträume durch Vernachlässigung gefährden.

 � Zahlungsverzug, §§ 543, 569 BGB 
Ein zur Kündigung berechtigender Mietrückstand besteht, wenn 
entweder ein Betrag von mehr als einer Monatsmiete offen ist, 
der sich aus zwei aufeinander folgenden Monaten ergibt, oder 
ein Betrag von zwei Monatsmieten offen ist, der sich über ei-
nen Zeitraum von mehr als zwei Monaten angesammelt hat. 
Berechnet wird hier die Gesamtmiete inklusive der Nebenkos-
tenvorauszahlungen. Nachforderungen des Vermieters aus Ne-
benkostenabrechnungen werden bei der Berechnung des Miet-
rückstandes nicht berücksichtigt. Auch wenn der Mieter mit der 
Kautionszahlung im Rückstand ist (hier reicht ein Rückstand in 
Höhe von zwei Nettokaltmieten), kann eine fristlose Kündigung 
ausgesprochen werden.

Ein Zahlungsrückstand besteht nicht, wenn die Miete zu Recht ge-
mindert wurde. Wenn der Minderungsbetrag zu hoch angesetzt wur-
de, darf der Vermieter nur kündigen, wenn der Minderungsbetrag 
weit überhöht ist. Die geminderten Beträge sollten nicht ausgegeben 

werden, um im Streitfall vorsorglich eine Schonfristzahlung leisten 
zu können (s. u.). Eine Minderung sollte nie ohne ein vorheriges Be-
ratungsgespräch durchgeführt und bei längeren Minderungszeiträu-
men immer wieder von unseren Experten überprüft werden.

Der Vermieter kann auch dann kündigen, wenn der Rückstand durch 
eine nicht gezahlte Mieterhöhung wegen Modernisierung oder nicht 
gezahlte Vorauszahlungserhöhung nach einer Abrechnung zustande 
kommt. Daher gilt: unbedingt beraten lassen und bei erheblichen 
Erhöhungsbeträgen lieber unter Vorbehalt zahlen und ggf. die Zu-
lässigkeit einer Mieterhöhung gerichtlich prüfen lassen. 

Bei einer Mietanhebung aufgrund des Mietenspiegels besteht keine 
Gefahr bei Nichtzahlung. Der Vermieter muss auf Zahlung der er-
höhten Miete oder auf Zustimmung zur Mieterhöhung klagen. Erst 
wenn Mieter rechtskräftig zur Zahlung der Mieterhöhung verurteilt 
wurden und trotzdem nicht zahlen, kann der Vermieter wegen der 
Rückstände kündigen.

Schonfristzahlung

Die fristlose Kündigung wegen Zahlungsverzuges wird unwirksam, 
wenn der gesamte Mietrückstand, der bis zu diesem Zeitpunkt aufge-
laufen ist, bis spätestens zwei Monate nach Erhalt einer Räumungs-
klage gezahlt wird oder sich die zuständige Behörde verpfl ichtet, 
die Mieten zu zahlen. Vorsicht: Werden auch nur unerhebliche Teil-
rückstände nicht beglichen, so bleibt die Kündigung trotz Zahlung 
wirksam! Zuständig für die Unterstützung von Mietern, die diese 
so genannte Schonfristzahlung nicht selbst leisten können, sind in 
Hamburg die Fachstellen für Wohnungsnotfälle. Die Adressen erfah-
ren Sie in der Geschäftsstelle von MhM. Die Abwehr einer fristlosen 

Kündigung durch Zahlung ist nur einmal innerhalb von zwei Jahren 
zulässig. Kommt es innerhalb von zwei Jahren erneut zu einer wirk-
samen Kündigung wegen Zahlungsverzuges, dann bleibt diese wirk-
sam, auch wenn die Rückstände bezahlt werden.

Räumungsklage

Ist die Kündigungsfrist abgelaufen, so darf der Vermieter nicht etwa 
die Wohnung ausräumen. Ziehen die Mieter nicht aus, so kann er seine 
Kündigung nur durchsetzen, wenn er beim zuständigen Amtsgericht 
eine Räumungsklage einreicht. Das Gericht überprüft dann die Wirk-
samkeit der Kündigung. Erklärt es sie für wirksam, so kann dennoch 
von den Mietern eine Räumungsfrist beantragt werden, die bis zu ei-
nem Jahr (Ausnahmefall!) betragen kann. Aufgrund der komplizierten 
Sachlage ist es dringend zu empfehlen, sich vor Gericht anwaltlich 
vertreten zu lassen. Weil die Kosten eines Räumungsprozesses sehr 
hoch sein können, empfi ehlt MhM den rechtzeitigen Abschluss einer 
Prozesskostenrechtsschutzversicherung.
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